BFH Bundesfinanzhof %

Beschluss vom 10. April 2012, I11 B 131/11

Riickforderung von Kindergeld, das auf das Konto des Kindes iiberwiesen wurde - Keine Hinweispflicht der Familienkasse
bei fehlender Mdglichkeit der Abzweigung - Keine "einvernehmliche” Abzweigung

BFH Ill. Senat
EStG & 74 Abs 1, EStG & 70 Abs 2

vorgehend Finanzgericht Berlin-Brandenburg , 06. Juni 2011, Az: 8 K 8467/10
Leitsatze

1. NV: Die Abzweigung von Kindergeld an das Kind setzt voraus, dass der Kindergeldberechtigte seiner gesetzlichen
Unterhaltspflicht nicht nachkommt oder mangels Leistungsfahigkeit weniger Unterhalt schuldet als das in Betracht
kommende Kindergeld. Eine "einvernehmliche" Abzweigung in anderen Fallen ist nicht moglich .

2. NV: Die Familienkasse braucht den Kindergeldberechtigten nicht auf die Moglichkeit einer Abzweigung an das Kind
hinzuweisen, wenn deren Voraussetzungen nicht vorliegen. Dessen erklarter Wille, nicht selbst als Antragsteller
fungieren zu wollen, steht der Riickforderung des auf das Konto des Kindes liberwiesenen Kindergeldes nicht entgegen .

Tatbestand

1 I Der Klager und Beschwerdefihrer (Klager) wandte sich im Mai 2004 an die Beklagte und Beschwerdegegnerin
(Familienkasse) und teilte mit, das Kindergeld fiir seine im Juni 1986 geborene und sich in Berufsausbildung
befindende Tochter solle auf deren Konto iberwiesen werden. Auf die Aufforderung, eine
Ausbildungsbescheinigung einzureichen, antwortete er, die Tochter sei 18 Jahre alt und beantrage das Kindergeld
selber.

2 Die Familienkasse behandelte das Schreiben als Antrag auf Auszahlung des Kindergeldes an die Tochter. Nachdem
sie den Klager zu Angaben Uber Unterhaltszahlungen und die Tochter um die Abgabe eines formularmaRigen
Antrags gebeten hatte, setzte sie im Dezember 2004 Kindergeld ab Juli 2004 gegeniiber dem Klager fest und wies
dabei auf seine Verpflichtung hin, Anderungen in den anspruchserheblichen Verhaltnissen unverziiglich anzuzeigen.
Der Klager verbat sich daraufhin, ihn zu etwas zu verpflichten; seine Tochter sei volljahrig und er wolle nicht fur
etwas haften, worauf er keinen Einfluss habe. Nachdem die Festsetzung ab Oktober 2005 aufgehoben wurde,
bestand der Kldger darauf, dass weiterer Schriftwechsel mit seiner Tochter gefiihrt werde.

3 Ein ahnlicher Schriftwechsel ergab sich im Jahr 2008; der Klager fuhrte erneut aus, seine Tochter kdnne selber
Kindergeld beantragen, da sie volljahrig sei und einen eigenen Haushalt fihre. Die Familienkasse zahlte sodann
Kindergeld riickwirkend ab Oktober 2007 auf das vom Klager angegebene Konto der Tochter.

4 Im November 2010 hob die Familienkasse die Festsetzung des Kindergeldes ab Februar 2010 auf und forderte das
uberzahlte Kindergeld vom Klager zurlick. Der Einspruch hatte keinen Erfolg.

5 Das Finanzgericht (FG) wies die Klage ab. Es fuhrte aus, die Festsetzung sei wegen des Abbruchs der Ausbildung zu
Recht nach & 70 Abs. 2 des Einkommensteuergesetzes (EStG) aufgehoben worden. Der Klager sei auch zu Recht in
Anspruch genommen worden. Er habe die Festsetzung als Kindergeldberechtigter beantragt und sei Adressat des
Aufhebungsbescheides. Seine Vorbehalte seien als unbeachtliches widerspriichliches Verhalten zu werten. Der
Klager habe das Kindergeld erhalten, da es auf seine Weisung hin auf das Konto der Tochter Gberwiesen worden
sei. Die fiir eine Abzweigung des Kindergeldes erforderliche dauerhafte Verletzung der Unterhaltspflicht gegentiber
dem Kind habe der Klager nicht dargelegt; ein Abzweigungsantrag sei weder vom Klager noch von seiner Tochter
gestellt worden.

6  Zur Begrundung seiner Nichtzulassungsbeschwerde tragt der Klager vor, er habe die Familienkasse mehrfach
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schriftlich darauf hingewiesen, nicht als Antragsteller fungieren zu wollen. Die Familienkasse hatte ihn deshalb
nach dem Grundsatz von Treu und Glauben auf die Moglichkeit einer Abzweigung hinweisen mussen. Dann ware
seine Tochter Schuldnerin des Riickforderungsanspruchs gewesen, auf deren Konto das Geld uberwiesen worden
sei, und nicht er, der kaum Kontakt zu ihr halte und die Berechtigung des Kindergeldanspruchs nicht habe
kontrollieren kdnnen.

Entscheidungsgrunde

7

10

II. Die Beschwerde ist unbegrindet und wird durch Beschluss zurtickgewiesen (8§ 116 Abs. 5 Satz 1 der
Finanzgerichtsordnung --FGO--). Der Senat kann offen lassen, ob sie den Darlegungserfordernissen des & 116 Abs. 3
Satz 3 FGO entspricht, denn der geltend gemachte Zulassungsgrund liegt jedenfalls nicht vor.

Die Revision ist nicht zuzulassen, weil der Rechtssache grundsatzliche Bedeutung zukommt (§ 115 Abs. 2 Nr. 1 FGO)
oder sie eine Entscheidung des Bundesfinanzhofs zur Fortbildung des Rechts oder zur Sicherung einer einheitlichen
Rechtsprechung erfordert (§ 115 Abs. 2 Nr. 2 FGO). Denn die vom Klager aufgeworfene Frage, ob einer
Inanspruchnahme durch die Familienkasse entgegensteht, dass diese den Kindergeldberechtigten nicht Uber die
Mdglichkeit einer Abzweigung an das Kind selbst beraten hat, konnte im Streitfall nicht geklart werden.

Eine Verpflichtung der Familienkasse, einen Kindergeldberechtigten auf die Mdglichkeit eines Abzweigungsantrags
hinzuweisen, wenn dieser ersichtlich nicht als Antragsteller fungieren will, ware allenfalls dann in Betracht zu
ziehen, wenn eine Abzweigung nach den Verhaltnissen des Einzelfalls auch in Betracht kame. Wie das FG zutreffend
ausgefuhrt hat, setzt eine Abzweigung an das Kind indessen voraus, dass der Kindergeldberechtigte seiner
gesetzlichen Unterhaltspflicht nicht nachkommt (§ 74 Abs. 1 Satz 1 EStG) oder mangels Leistungsfahigkeit weniger
Unterhalt schuldet als das in Betracht kommende Kindergeld betragt (8 74 Abs. 1 Satz 3 EStG). Eine
"einvernehmliche" Abzweigung des Kindergeldes an das Kind auch in den Fallen, in denen der
Kindergeldberechtigte Unterhalt leistet, der das Kindergeld Ubersteigt, hat der Gesetzgeber demgegentber nicht
vorgesehen.

Im Streitfall ist nicht ersichtlich, dass der Klager seine Unterhaltspflicht verletzt hat oder lediglich geringeren
Unterhalt als das Kindergeld schuldete. Eine Aufklarungs- oder Hinweispflicht der Familienkasse bestand schon
daher nicht.

Quelle: www.bundesfinanzhof.de

Seite 2 von 2


https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE201250313/

	Beschluss vom 10. April 2012, III B 131/11
	Leitsätze
	Tatbestand
	Entscheidungsgründe


